
Suchergebnisse: Finanzministerium

10. Juli 1800 – Ein Patrioten-Klub trifft sich in der Weinstraße

München * Ein Klub, der sich aus Mitgliedern des gehobenen Münchner Bürgertums

zusammensetzt, hat sich inzwischen gebildet und trifft sich regelmäßig in der Weinstraße zu

Zusammenkünften.      Die Mitglieder des Klubs bezeichnen sich selbst als Patrioten. Zu den

führenden Vertretern zählen unter anderem der Referendar im Finanzministerium Joseph von

Utzschneider, der Regierungsrat Joseph von Hazzi und der Buchhändler und Verleger Johann

Baptist Strobl, von dessen Buchhandlung aus zahlreiche kritische Flugschriften verbreitet

werden. 

21. November 1806 – Montgelas übernimmt zusätzlich das Innenministerium

München * Maximilian Joseph Freiherr von Montgelas übernimmt zusätzlich das

Innenministerium. Er wird das Amt bis 1817 ausüben. Das Ministerium der Finanzen, das

Montgelas seit 1803 ausübt, geht an Johann Wilhelm Freiherr von Hompesch über. 

9. Dezember 1809 – Montgelas übernimmt zum zweiten Mal die Funktion des Finanzministers

München-Kreuzviertel * Nach dem Tod des Baierischen Ministers der Finanzen, Johann Wilhelm

von Hompesch, übernimmt Maximilian Joseph Graf von Montgelas zum zweiten Mal die Funktion

des Finanzministers. Damit konzentrieren sich die drei wichtigen Ministerien Außenministerium,

Innenministerium und Finanzministerium in einer Person.    Montgelas hat im Verlauf seiner

Tätigkeit in Bayern sehr viel Macht, Entscheidungsgewalt und Einfluss auf seine Person

konzentriert. Er ist nicht nur mächtig, sondern sogar allmächtig. Ein Zustand, den er übrigens im

Ansbacher Mémoire massiv kritisiert hat. Dies führt im Krankheitsfall des Ministers allerdings zum

nahezu völligen Erliegen der Regierungstätigkeit. 

2. Februar 1817 – Graf Maximilian Joseph von Montgelas erhält seine Entlassungsurkunde

München-Kreuzviertel * Mit den Worten: „Sonntag um elf Uhr werde ich mich bei Ihnen einfinden;

adieu mon cher Montgelas. Ich hoffe, Sie in besserer Gesundheit anzutreffen, als ich Sie

verlassen habe“, hat der baierische Herrscher sein Kommen für den 2. Februar 1817
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angekündigt. Doch statt dem&nbsp;König&nbsp;fährt ein Bote mit der

Entlassungsurkunde&nbsp;in der Tasche in das Palais am Promenadeplatz.&nbsp;    Der

abgesetzte Minister erhält nicht einmal die Gelegenheit, sich zu den Vorwürfen zu

äußern.&nbsp;Das Kündigungsschreiben&nbsp;ist so formuliert, als hätte der Graf selbst aus

gesundheitlichen Gründen gebeten, „ihn der ganzen Last der ihm bisher anvertrauten

Staatsämter zu entheben“. Graf Maximilan Joseph von Montgelas schweigt nach der

Überreichung des Schreibens erst einmal eine Viertelstunde und äußert sich dann nur über die -

aus seiner Sicht - viel zu niedrige Höhe der Pension.&nbsp;30.000 Gulden erhält der Neurentner,

statt der 36.000 Gulden, die er als aktiver Minister erhalten hat.    Das ist also der Dank des

Hauses Wittelsbach&nbsp;für den Mann, der ihnen in jahrzehntelanger Arbeit das Land

vergrößerte, einen modernen Staat geschaffen und die Königskrone errungen hatte. Doch für

Kronprinz Ludwig ist der Minister, der Baiern geformt, reformiert und modernisiert hat, einfach zu

„unteutsch“.    In dieser Zeit kursieren zudem Schmähschriften, in denen Montgelas unterstellt

wird, er sei nur ein „halber Baier“ und gehöre der alles unterjochenden französischen Nation an.

Als Ernestine von Montgelas nach der Entlassung ihres Mannes als Minister die Gruppierung der

Verschwörer an der Hoftafel&nbsp;beschimpft, erhält sie lebenslanges Hofverbot.    Kein Wunder,

dass der ansonsten denkmalgeile König Ludwig I. dem Architekten des modernen Baiern kein

Bronzestandbild setzen lässt, wohl aber seinem Mitverschwörer Fürst Carl Philipp von

Wrede.&nbsp;Danach bewirkt eine deutsch-national gestimmte bayerische

Geschichtsschreibung, dass Montgelas bei den Bayern in keinem guten Andenken bleibt.    Nach

der Entlassung des Grafen Maximilian Joseph von Montgelas werden die Ministerien neu

aufgeteilt.&nbsp;Das Portefeuille des Äußeren&nbsp;erhält Alois Graf von Rechberg, das des

Inneren&nbsp;Friedrich Graf von Thürheim und das der Finanzen&nbsp;Maximilian Freiherr von

Lerchenfeld.

1825 – Rücklagen für den Bau einer protestantischen Kirche

München-Kreuzviertel * Der Bayerische Landtag&nbsp;ermächtigt das Finanzministerium, jährlich

20.000 Gulden für den Bau einer protestantischen Kirche anzusetzen.&nbsp;Dafür muss die

Salvatorkirche&nbsp;unentgeltlich zurückgegeben werden. Erweiterungsplanungen werden damit

hinfällig.&nbsp;

12. September 1825 – Graf Clemens Anton von Toerring-Seefeld will Haidhausen verkaufen

Haidhausen * Graf Clemens Anton von Toerring-Seefeld bietet dem Staatsministerium der

Finanzen das Patrimonialgericht Haidhausen zum Kauf an.

Münchner Zeitensprünge Seite 2/6



1. September 1833 – Leo von Klenze legt die Grundzüge seiner Planungen vor

München-Graggenau * Leo von Klenze legt dem König die Grundzüge seiner Planungen für den

Platz vor der Oper in Form von zwei Baulinienalternativen vor.    Die eine führt zu einer

symmetrischen Platzgestalt, indem der Königsbau und die geplante neue Fassade der

Hauptpost zwei gleich große Flächen beidseitig der Mittelachse begrenzen, die ihrerseits durch

die Längsachse des Nationaltheaters und den geplanten Aufstellungsort des

Max-Joseph-Denkmals festgelegt ist.Diese Symmetrie ist allerdings nur um den Preis einer „ganz

in die Karikatur fallende Breite“ des Postgebäudes von etwa vier Metern zu erreichen.  Der zweite

Vorschlag rückt die Bauflucht weiter in den Platz, ausgerichtet auf die Südecke der Perusagasse,

was erheblichen Gewinn an Raumtiefe für das Postgebäude bedeuten würde.    König Ludwig I.

entscheidet sich für die erste Lösung, da im anderen Falle das Denkmal für seinen Vater aus der

Platzmitte geraten würde.  Mit der Hauptpost soll ein markantes Beispiel für die hauptsächlich auf

Stadtverschönerung ausgerichtete Baupolitik Ludwigs I. entstehen. Es ist aber zugleich ein

Musterbeispiel dieser höchst fragwürdigen Baupolitik. Um seine Planungen verwirklichen zu

können, braucht der König öffentliche und private Investoren, die seine gestalterischen Ideen

unter Vernachlässigung von wirtschaftlichen und funktionalen Überlegungen akzeptieren. Private

Bauherren lassen sich unter solchen Bedingungen kaum noch finden. Das haben nicht zuletzt die

Erfahrungen in der Ludwigstraße gezeigt.  Doch auch die Veranlassung öffentlicher Bauaufträge

gestaltet sich zunehmend schwierig. Die staatlichen Aufwendungen für königliche

Luxusbauten geraten immer stärker in die Kritik. Insbesondere im Umgang mit der

Ständeversammlung, die die Ausgaben bewilligen oder, wie bei der Hauptpost, im Hinblick auf

weitere Bauaufgaben zumindest akzeptieren soll, findet Ludwig eigene Wege. Im Fall des

Postgebäudes ist dies eine Mischung aus Täuschungsmanövern, neoabsolutistischer

Herrscherwillkür sowie einer Instrumentalisierung von teils opportunistischen, teils ahnungslosen

Beteiligten.  Denn letztlich werden bei den äußerst komplizierten und kaum durchschaubaren

Vorgängen, bei denen man auch den Einsatz eines Strohmannes und die bewusste Verfälschung

und Verschleierung wichtiger Tatsachen nicht scheut, nahezu alle mit den Plänen befassten

Instanzen, von der Postadministration über das Ministerium des Königlichen Hauses, des Innen-,

Außen- und Finanzministeriums und der Ständevertretung, in unterschiedlicher Form und in

jeweils anderen Punkten getäuscht und ausgenutzt.

2. August 1914 – SPD-Abgeordneten stimmen gegen die Haushaltsgesetze

München * Anfang August schließt die Münchner Börse kurzfristig, um Panikverkäufe zu

verhindern. Und selbst das bayerische Finanzministerium zeigte sich alarmiert: Es warnt davor,

dass die Bürger die Banknoten zum Teil nicht mehr als Zahlungsmittel akzeptieren würden.    Bei
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der Sitzung des Bayerischen Landtags stimmen die 21 anwesenden SPD-Abgeordneten gegen

die Haushaltsgesetze. Das ist aber auch schon die einzige Reaktion gegen den Krieg.  Die

beiden Kammern des Landtags befassen sich ebenfalls nicht mit dem Krieg sondern mit ungleich

wichtigeren Fragen, wie beispielsweise dem Verbot des freireligiösen Unterrichts oder der

Beschneidung des Streikrechts der Staatseisenbahner.

2. August 1914 – Viele Bürger akzeptieren die Banknoten nicht mehr

München * Das Bayerische Finanzministerium vermerkt, dass viele Bürger die Banknoten nicht

mehr akzeptieren. 

9. November 1918 – Die Schack-Galerie wird beschlagnahmtes preußisches Kronvermögen

Berlin - München-Lehel * Mit der Revolution und der damit verbundenen Beendigung der

Monarchie und des Kaisertums fällt die Schack-Galerie in der Münchner

Prinzregentenstraße unter das beschlagnahmte Kronvermögen und wird künftig von der

Krongutverwaltung des Berliner Finanzministeriums betreut.

14. November 1918 – Die Hofbeamten werden Staatsbeamte

München-Kreuzviertel * Die Hofbeamten werden in das Finanzministerium übernommen. 

21. November 1918 – Einen Unterhalt für die Wittelsbacher beantragt

München-Kreuzviertel * Das Finanzministerium legt eine Denkschrift über die „Bezüge des

früheren Königs und der Mitglieder seines Hauses aus der Staatskasse“ vor. Darin wird       der

ersatzlose Einzug der Zivilliste in Aussicht gestellt und   aus Billigkeitsgründen ein Unterhalt der

Wittelsbacher beantragt. 

18. März 1919 – Die neue bayerische Regierung wird bekannt gegeben

München-Kreuzviertel * Die neue bayerische Regierung wird bekannt gegeben:      

Ministerpräsident Johannes Hoffmann [SPD] übernimmt das Ministerium des
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Äußeren&nbsp;sowie das Ministerium für Unterricht und Kultus,   Fritz Endres [SPD] wird

Justizminister,   Martin Segitz [SPD] übernimmt das Ministerium des Inneren,   Staatsrat von

Merkel übernimmt in Vertretung das Finanzministerium,   Heinrich Ritter von Frauendorfer

[Parteilos] leitet das Verkehrsministerium,   Hans Unterleitner [USPD] steht an der Spitze des

Ministeriums für Soziale Fürsorge,   Josef Simon [USPD] übernimmt das Ministerium für Handel

und Gewerbe,   Martin Steiner [Bayerischer Bauernbund] führt das

Landwirtschaftsministerium&nbsp;und   Ernst Schneppenhorst [SPD]&nbsp;wird Minister für

militärische Angelegenheiten.      Dem neuen Ministerrat werden besondere Vollmachten

übertragen. Nach der Regierungserklärung des neu gewählten Ministerpräsidenten vertagt sich

der Landtag wieder.&nbsp;    Ministerpräsident Johannes Hoffmann stellt in seiner

Regierungserklärung fest, dass für ihn nur ein uneingeschränkter Parlamentarismus als

Regierungsform in Frage kommt. Die Soldatenräte werden bald verschwinden, die Arbeiterräte zu

Arbeiterkammern umgewandelt werden. Den Räten sollen allenfalls wirtschaftliche, keinesfalls

aber politische Bedeutung zukommen. Hoffmann erteilt jeglichen bayerischen

Partikularismus-Gedanken eine klare Absage: Denn:&nbsp;Bayern steht fest zum Reich.    Die

Koalitionsregierung wird schon deshalb von Anfang an von der revolutionären Arbeiterschaft

abgelehnt und kann auch im weiteren Verlauf kein Vertrauen gewinnen, weil sie sich gegen

Zugeständnisse in der Rätefrage sperrt und von ihr auch keine ernsthafte Sozialsierungspolitik zu

erwarten ist.&nbsp;

25. März 1919 – Dr. Karl Neumaier wird Finanzminister

München-Kreuzviertel * Dr. Karl Neumaier übernimmt das Ministerium der Finanzen&nbsp;im 1.

Kabinett Hoffmann.&nbsp;

5. Mai 1919 – Von der Räteregierung ausgegebenes Papiergeld als „ungültig“ erklärt

München * Das von der Räteregierung ausgegebene Papiergeld wird vom Finanzministerium als

„ungültig“ erklärt. 

24. Juni 1922 – Verabschiedung der Fürstenabfindung im Landtag vertagt

München-Kreuzviertel * Die ursprünglich geplante Verabschiedung der Fürstenabfindung im

Landtag wird wegen der Ermordung des Außenministers Walther Rathenau verschoben. Das

Finanzministerium fürchtet um die erforderliche Mehrheit im Landtag. Die Delegationen nutzen
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die Zwangspause zu Vertragsveränderungen. Nun werden neben dem Kunstbesitz auch die

ehemaligen kurfürstlichen Kunstsammlungen mit einbezogen. Dazu wird die „Wittelsbachische

Landesstiftung für Kunst und Wissenschaft“ geschaffen. 

1. Juni 1933 – Gesetz zur Minderung der Arbeitslosigkeit

Berlin * Das Gesetz zur Minderung der Arbeitslosigkeit stellt die Mittel für die Instandsetzung

öffentlicher Gebäude in Aussicht. Sie stammen aus dem Aufkommen der Spenden zur Förderung

der nationalen Arbeit, der sogenannten Reinhardt-Spende, nach dem Staatssekretär im

Reichsfinanzministerium, Fritz Reinhardt benannt.

1935 – Der Reichsfinanzhof als Gehilfe des Finanzministeriums

Berlin - München-Bogenhausen * Der einflussreiche Staatssekretär Fritz Reinhardt fordert, der

Reichsfinanzhof soll nur noch als Gehilfe des Finanzministeriums bei der Auslegung der

Steuergesetze wirken.    

24. August 1936 – Wilhelm Müller tritt als Maximilianeums-Stiftungsvorstand zurück

München-Haidhausen - Berlin * Regierungsrat Wilhelm Müller verlässt München und wechselt

direkt ins Reichsfinanzministerium.
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